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Änderung wahlrechtlicher Bestimmungen 

durch das  
Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes  

vom 11. Juli 2012 (BGBl. I S. 1478) 
und das  

Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 
vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1501) 

 
 

 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 

Art. 93 Abs. 1 Art. 93 Abs. 1 Nr. 4c 

 4c.  über Beschwerden von Vereinigungen ge-
gen ihre Nichtanerkennung als Partei für 
die Wahl zum Deutschen Bundestag; 

 

Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
Artikel 1 

Änderung des Bundeswahlgesetzes 

§ 9 Abs. 2 § 9 Abs. 2 

(2)   Der Bundeswahlausschuss besteht aus 
dem Bundeswahlleiter als Vorsitzendem und 
acht von ihm berufenen Wahlberechtigten als 
Beisitzern.  
                                  Die übrigen Wahlausschüs-
se bestehen aus dem Wahlleiter als Vorsitzen-
dem und sechs von ihm berufenen Wahlbe-
rechtigten als Beisitzern.  
 
 
       Die Wahlvorstände bestehen aus dem 
Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stell-
vertreter und weiteren drei bis sieben vom 
Wahlvorsteher berufenen Wahlberechtigten als 
Beisitzern; die Landesregierung oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass die 
Beisitzer des Wahlvorstandes von der Ge-
meindebehörde und die Beisitzer des Wahl-
vorstandes zur Feststellung des Briefwahler-

(2)   Der Bundeswahlausschuss besteht aus 
dem Bundeswahlleiter als Vorsitzendem sowie 
acht von ihm berufenen Wahlberechtigten als 
Beisitzern und zwei Richtern des Bundesver-
waltungsgerichts. Die übrigen Wahlausschüs-
se bestehen aus dem Wahlleiter als Vorsitzen-
dem und sechs von ihm berufenen Wahlbe-
rechtigten als Beisitzern; in die Landeswahl-
ausschüsse sind zudem zwei Richter des 
Oberverwaltungsgerichts des Landes zu beru-
fen. Die Wahlvorstände bestehen aus dem 
Wahlvorsteher als Vorsitzendem, seinem Stell-
vertreter und weiteren drei bis sieben vom 
Wahlvorsteher berufenen Wahlberechtigten als 
Beisitzern; die Landesregierung oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann anordnen, dass die 
Beisitzer des Wahlvorstandes von der Ge-
meindebehörde und die Beisitzer des Wahl-
vorstandes zur Feststellung des Briefwahler-



Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
gebnisses vom Kreiswahlleiter, im Falle einer 
Anordnung nach § 8 Abs. 3 von der Gemein-
debehörde oder von der Kreisverwaltungsbe-
hörde allein oder im Einvernehmen mit dem 
Wahlvorsteher berufen werden. Bei Berufung 
der Beisitzer sind die in dem jeweiligen Bezirk 
vertretenen Parteien nach Möglichkeit zu be-
rücksichtigen. 

gebnisses vom Kreiswahlleiter, im Falle einer 
Anordnung nach § 8 Abs. 3 von der Gemein-
debehörde oder von der Kreisverwaltungsbe-
hörde allein oder im Einvernehmen mit dem 
Wahlvorsteher berufen werden. Bei Berufung 
der Beisitzer sind die in dem jeweiligen Bezirk 
vertretenen Parteien nach Möglichkeit zu be-
rücksichtigen. 
 

§ 18 Abs. 2 § 18 Abs. 2 

(2)   Parteien, die im Deutschen Bundestag 
oder einem Landtag seit deren letzter Wahl 
nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge unun-
terbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spä-
testens am                     neunzigsten Tage vor 
der Wahl                           dem Bundeswahlleiter 
ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlausschuss 
ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. In der 
Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen 
sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern 
des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsit-
zenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der 
Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion an die Stelle des Bundesvorstandes. Die 
schriftliche Satzung und das schriftliche Pro-
gramm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes 
sind der Anzeige beizufügen. 

(2)   Parteien, die im Deutschen Bundestag 
oder einem Landtag seit deren letzter Wahl 
nicht auf Grund eigener Wahlvorschläge unun-
terbrochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen 
Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie spä-
testens am siebenundneunzigsten Tage vor 
der Wahl bis 18.00 Uhr dem Bundeswahlleiter 
ihre Beteiligung an der Wahl schriftlich ange-
zeigt haben und der Bundeswahlausschuss 
ihre Parteieigenschaft festgestellt hat. In der 
Anzeige ist anzugeben, unter welchem Namen 
sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern 
des Bundesvorstandes, darunter dem Vorsit-
zenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich unterzeichnet sein. Hat 
eine Partei keinen Bundesvorstand, so tritt der 
Vorstand der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion an die Stelle des Bundesvorstandes. Die 
schriftliche Satzung und das schriftliche Pro-
gramm der Partei sowie ein Nachweis über die 
satzungsgemäße Bestellung des Vorstandes 
sind der Anzeige beizufügen. Der Anzeige sol-
len Nachweise über die Parteieigenschaft nach 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 des Parteiengesetzes bei-
gefügt werden. 
 

§ 18 Abs. 4 § 18 Abs. 4 

(4)   Der Bundeswahlausschuss stellt spätes-
tens am zweiundsiebzigsten Tage vor der Wahl 
für alle Wahlorgane verbindlich fest, 

1. welche Parteien im Deutschen Bundes-

(4)   Der Bundeswahlausschuss stellt spätes-
tens am neunundsiebzigsten Tage vor der 
Wahl für alle Wahlorgane verbindlich fest, 

1. welche Parteien im Deutschen Bundes-
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Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
tag oder in einem Landtag seit deren 
letzter Wahl auf Grund eigener Wahl-
vorschläge ununterbrochen mit min-
destens fünf Abgeordneten vertreten 
waren 

2. welche Vereinigungen, die nach Ab-
satz 2 ihre Beteiligung angezeigt ha-
ben, für die Wahl als Parteien anzuer-
kennen sind. Für die Ablehnung der 
Anerkennung als Partei für die Wahl ist 
Zweidrittelmehrheit erforderlich. 

tag oder in einem Landtag seit deren 
letzter Wahl auf Grund eigener Wahl-
vorschläge ununterbrochen mit min-
destens fünf Abgeordneten vertreten 
waren 

2. welche Vereinigungen, die nach Ab-
satz 2 ihre Beteiligung angezeigt ha-
ben, für die Wahl als Parteien anzuer-
kennen sind; für die Ablehnung der 
Anerkennung als Partei für die Wahl ist 
eine Zweidrittelmehrheit erforderlich. 
Die Feststellung ist vom Bundeswahl-
leiter in der Sitzung des Bundeswahl-
ausschusses bekannt zu geben. Sie ist 
öffentlich bekannt zu machen. 

 

 § 18 Abs. 4a 

 (4a)   Gegen eine Feststellung nach Absatz 4, 
die sie an der Einreichung von Wahlvorschlä-
gen hindert, kann eine Partei oder Vereinigung 
binnen vier Tagen nach Bekanntgabe Be-
schwerde zum Bundesverfassungsgericht er-
heben. In diesem Fall ist die Partei oder Verei-
nigung von den Wahlorganen bis zu einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts, 
längstens bis zum Ablauf des neunundfünf-
zigsten Tages vor der Wahl wie eine wahlvor-
schlagsberechtigte Partei zu behandeln. 
 

§ 19 § 19 

      Kreiswahlvorschläge sind dem Kreiswahl-
leiter, Landeslisten dem Landeswahlleiter spä-
testens am sechsundsechzigsten Tage vor der 
Wahl bis 18 Uhr schriftlich einzureichen. 

      Kreiswahlvorschläge sind dem Kreiswahl-
leiter, Landeslisten dem Landeswahlleiter spä-
testens am neunundsechzigsten Tage vor der 
Wahl bis 18 Uhr schriftlich einzureichen. 
 

§ 52 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 § 52 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 

8.   das Verfahren nach § 18 Abs. 2 bis 4, 8.   das Verfahren der Wahlorgane nach § 18 
Absatz 2 bis 4a, 
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Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
Artikel 2 

Änderung des Wahlprüfungsgesetzes 

§ 1 Abs. 1 § 1 Abs. 1 

(1)   Über die Gültigkeit der Wahlen zum Bun-
destag  
 
 
                                                    entscheidet vor-
behaltlich der Beschwerde gemäß Artikel 41 
Abs. 2 des Grundgesetzes der Bundestag. 

(1)   Über die Gültigkeit der Wahlen zum Bun-
destag und die Verletzung von Rechten bei der 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl, so-
weit sie der Wahlprüfung nach Artikel 41 des 
Grundgesetzes unterliegen, entscheidet vor-
behaltlich der Beschwerde gemäß Artikel 41 
Abs. 2 des Grundgesetzes der Bundestag. 
 

§ 1 Abs. 2 § 1 Abs. 2 

(2)   Soweit eine Wahl für ungültig erklärt wird, 
sind die sich daraus ergebenden Folgerungen 
festzustellen. 

(2)   Soweit eine Wahl für ungültig erklärt wird, 
sind die sich daraus ergebenden Folgerungen 
festzustellen. Sofern bei der Vorbereitung oder 
Durchführung der Wahl Rechte einer einspre-
chenden Person oder einer Gruppe einspre-
chender Personen verletzt wurden, stellt der 
Bundestag die Rechtsverletzung fest, wenn er 
die Wahl nicht für ungültig erklärt. 
 

§ 5 Abs. 3 § 5 Abs. 3 

(3)   Im Rahmen der Vorprüfung ist der 
Ausschuss berechtigt, Auskünfte einzuziehen 
und nach Absatz 4 Zeugen und 
Sachverständige vernehmen und beeidigen zu 
lassen, soweit deren Anwesenheit im 
Verhandlungstermin nicht erforderlich ist oder 
nicht zweckmäßig erscheint. 

(3)   Im Rahmen der Vorprüfung ist der 
Ausschuss berechtigt, Auskünfte einzuziehen 
und nach Absatz 4 Zeugen und 
Sachverständige vernehmen und beeidigen zu 
lassen, soweit deren Anwesenheit im 
Verhandlungstermin nicht erforderlich ist oder 
nicht zweckmäßig erscheint. Zur Prüfung der 
Feststellung, dass bei der Vorbereitung oder 
Durchführung der Wahl Rechte einer 
einsprechenden Person oder einer Gruppe 
einsprechender Personen verletzt wurden, 
führt der Wahlprüfungsausschuss 
Ermittlungen, die über die Einholung von 
Auskünften hinausgehen, in der Regel nur 
dann durch, wenn eine Auswirkung der 
Rechtsverletzung auf die Verteilung der Sitze 
im Bundestag nicht auszuschließen ist. 
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Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 

§ 11 § 11 

      Der Beschluss des Ausschusses ist schrift-
lich niederzulegen; er muss dem Bundestag 
eine Entscheidung vorschlagen. Diese muss 
über die Gültigkeit der angefochtenen Wahl 
und die sich aus einer Ungültigkeit ergeben-
den Folgerungen bestimmen.  
 
 
 
                                               Der Beschluss hat 
die wesentlichen Tatsachen und Gründe, auf 
denen die Entscheidung beruht, anzugeben. 
Wegen der Einzelheiten ist eine Bezugnahme 
auf den Akteninhalt zulässig. 

      Der Beschluss des Ausschusses ist schrift-
lich niederzulegen; er muss dem Bundestag 
eine Entscheidung vorschlagen. Diese muss 
über die Gültigkeit der angefochtenen Wahl 
und die sich aus einer Ungültigkeit ergeben-
den Folgerungen bestimmen. Wurden bei der 
Vorbereitung oder Durchführung der Wahl 
Rechte der einsprechenden Person oder der 
einsprechenden Personen verletzt, wird dies in 
dem Beschluss festgestellt. Der Beschluss hat 
die wesentlichen Tatsachen und Gründe, auf 
denen die Entscheidung beruht, anzugeben. 
Wegen der Einzelheiten ist eine Bezugnahme 
auf den Akteninhalt zulässig. 
 

Artikel 3 
Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 

§ 13 § 13 Nr. 3a 
 3a   über Beschwerden von Vereinigungen 

gegen ihre Nichtanerkennung als Partei 
für die Wahl zum Bundestag (Artikel 93 
Absatz 1 Nummer 4c des Grundgesetzes), 

 

§ 48 Abs. 1 § 48 Abs. 1 

(1)   Die Beschwerde gegen den Beschluss des 
Bundestages über die Gültigkeit einer Wahl  
 
 
 
                                      oder den Verlust der Mit-
gliedschaft im Bundestag kann der Abgeordne-
te, dessen Mitgliedschaft bestritten ist, ein 
Wahlberechtigter,  
                                                     dessen Einspruch 
vom Bundestag verworfen worden ist, wenn 
ihm mindestens einhundert Wahlberechtigte 
beitreten, eine Fraktion oder eine Minderheit 
des Bundestages, die wenigstens ein Zehntel 
der gesetzlichen Mitgliederzahl umfasst, bin-
nen einer Frist von zwei Monaten seit der Be-
schlussfassung des Bundestages beim Bun-
desverfassungsgericht erheben; die Be-

(1)   Die Beschwerde gegen den Beschluss des 
Bundestages über die Gültigkeit einer Wahl, 
die Verletzung von Rechten bei der Vorberei-
tung oder Durchführung der Wahl, soweit sie 
der Wahlprüfung nach Artikel 41 des Grundge-
setzes unterliegen, oder den Verlust der Mit-
gliedschaft im Bundestag kann der Abgeordne-
te, dessen Mitgliedschaft bestritten ist, eine 
wahlberechtigte Person oder eine Gruppe von 
wahlberechtigten Personen, deren Einspruch 
vom Bundestag verworfen worden ist, 
 
                       eine Fraktion oder eine Minderheit 
des Bundestages, die wenigstens ein Zehntel 
der gesetzlichen Mitgliederzahl umfasst, bin-
nen einer Frist von zwei Monaten seit der Be-
schlussfassung des Bundestages beim Bun-
desverfassungsgericht erheben; die Be-
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Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
schwerde ist innerhalb dieser Frist zu begrün-
den. 

schwerde ist innerhalb dieser Frist zu begrün-
den. 
 

§ 48 Abs. 2 § 48 Abs. 2 

(2)   Die Wahlberechtigten, die einem Wahlbe-
rechtigten als Beschwerdeführer beitreten, 
müssen diese Erklärung persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnen; neben der Unter-
schrift sind Familienname, Vornamen, Tag der 
Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) des 
Unterzeichners anzugeben. 
 

aufgehoben 

§ 48 Abs. 3 § 48 Abs. 2 

(3)   Das Bundesverfassungsgericht kann von 
einer mündlichen Verhandlung absehen, wenn 
von ihr keine weitere Förderung des Verfahrens 
zu erwarten ist. 

(2)   Das Bundesverfassungsgericht kann von 
einer mündlichen Verhandlung absehen, wenn 
von ihr keine weitere Förderung des Verfahrens 
zu erwarten ist. 
 

 § 48 Abs. 3 

 (3)   Erweist sich bei Prüfung der Beschwerde 
einer wahlberechtigten Person oder einer 
Gruppe von wahlberechtigten Personen, dass 
deren Rechte verletzt wurden, stellt das Bun-
desverfassungsgericht diese Verletzung fest, 
wenn es nicht die Wahl für ungültig erklärt. 
 

§ 97 § 96 

(1)   Aus der Begründung eines Antrags nach 
Artikel 93 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
muss sich das Vorliegen der in Artikel 93 Abs. 
2 Satz 3 des Grundgesetzes bezeichneten Vor-
aussetzung ergeben. 
 
(2)   Das Bundesverfassungsgericht gibt den 
anderen Antragsberechtigten sowie dem Bun-
destag und der Bundesregierung binnen einer 
zu bestimmenden Frist Gelegenheit zur Äuße-
rung. 
 
(3)   Ein Äußerungsberechtigter nach Absatz 2 
kann in jeder Lage des Verfahrens beitreten. 

(1)   Aus der Begründung eines Antrags nach 
Artikel 93 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
muss sich das Vorliegen der in Artikel 93 Abs. 
2 Satz 3 des Grundgesetzes bezeichneten Vor-
aussetzung ergeben. 
 
(2)   Das Bundesverfassungsgericht gibt den 
anderen Antragsberechtigten sowie dem Bun-
destag und der Bundesregierung binnen einer 
zu bestimmenden Frist Gelegenheit zur Äuße-
rung. 
 
(3)   Ein Äußerungsberechtigter nach Absatz 2 
kann in jeder Lage des Verfahrens beitreten. 
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Gesetz zur Verbesserung des Rechtsschutzes in Wahlsachen 

Bisherige Rechtslage Neue Rechtslage 
 Siebzehnter Abschnitt 

Verfahren in den Fällen des § 13 Nummer 3a 

 § 96a 

 (1)   Beschwerdeberechtigt sind Vereinigungen 
und Parteien, denen die Anerkennung als 
wahlvorschlagsberechtigte Partei nach § 18 
Absatz 4 des Bundeswahlgesetzes versagt 
wurde. 
 
(2)   Die Beschwerde ist binnen einer Frist von 
vier Tagen nach Bekanntgabe der Entschei-
dung in der Sitzung des Bundeswahlaus-
schusses nach § 18 Absatz 4 Satz 2 des Bun-
deswahlgesetzes zu erheben und zu begrün-
den. 
 
(3)   § 32 findet keine Anwendung 
 

 § 96b 

       Dem Bundeswahlausschuss ist Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. 
 

 § 96c 

       Das Bundesverfassungsgericht kann ohne 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
entscheiden. 
 

 § 96d 

       Das Bundesverfassungsgericht kann seine 
Entscheidung ohne Begründung bekanntge-
ben. In diesem Fall ist die Begründung der 
Beschwerdeführerin und dem Bundeswahl-
ausschuss gesondert zu übermitteln. 
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